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Dachverbandes der Verwaltungsrichter:innen fordert hinsichtlich der Besetzung von Leitungsfunktionen an den Verwaltungsgerichten seit Jahren, dass ein verbindlicher Besetzungsvorschlag als Ergebnis eines Auswahlverfahrens ergeht, das europäischen Standards entsprechend aus einem Richtergremium (Personalsenat etc.) besteht. Dazu rufen wir die regelmäßig eingeforderten europäischen Standards in Erinnerung, die Österreich nicht umsetzt (siehe auch Rechtstaatlichkeitsbericht der EU-Kommission und Greco-Bericht). 

Die Gerichtspräsident:innen und -vizepräsident:innen haben äußerst wichtige und umfassende Funktionen an den Verwaltungsgerichten. Einerseits vertreten sie die Gerichte nach außen und sind daher mitverantwortlich, für die öffentliche Wahrnehmung und das Vertrauen der Bevölkerung in die Verwaltungsgerichte als unabhängige Einrichtungen. Andererseits sind sie im Rahmen der Justizverwaltung maßgeblich bei der Wahrung der Unabhängigkeit der Richter:innen und damit der Rechtsprechung per se. Es ist daher von grundsätzlicher Bedeutung, dass schon jeglicher Anschein einer politischen Einflussnahme im Auswahlverfahren und bei der Besetzung dieser Leitungsfunktionen vermieden wird. Sowohl die schon lange ausstehende Ernennung am Bundesverwaltungsgericht als auch die zuletzt erfolgten Ernennungen bei Landesverwaltungsgerichten (Tirol, Steiermark) weisen – wie der Medienberichterstattung zu entnehmen ist – klar darauf hin,  dass die europäischen Standards nicht eingehalten werden und zumindest der Anschein der politischen Einflussnahme gegeben ist. Dass das Bundesverwaltungsgericht als Österreichs größtes Gericht über so lange Zeit ohne ernannte:n Präsident:in ist, weist auch darauf hin, dass die Politik ihre Verantwortung gegenüber der Rechtsprechung als zentrale Säule unserer Demokratie nicht gebührend wahrnimmt. Das zeigte sich bereits bei der Ernennung des Präsidenten des zweitgrößten Verwaltungsgerichts. Das Bundesfinanzgericht musste etwa zwei Jahre auf eine Nachbesetzung warten.

Der Dachverband der Verwaltungsrichter:innen fordert daher dringend eine Reform bei der Besetzung von Leitungsfunktionen an den Verwaltungsgerichten (siehe dazu die Beiträge zum Dachverband auf unserer Homepage). 
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